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Artikel 1 
 
 
Das Gesetz zur Vorbeugung und Abwehr der von Hunden ausgehenden Gefahren 

(Gefahrhundegesetz – GefHG) vom 28. Januar 2005 (GVOBl.-SH 2005, S. 51) wird 

wie folgt neu gefasst: 

 

Titel: Gesetz über das Halten von Hunden 

(HundG) 

 

Inhaltsübersicht 
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§ 1 

Zweck des Gesetzes, Geltungsbereich 

(1) Zweck des Gesetzes ist es, Gefahren für die öffentliche Sicherheit vorzubeugen 

und abzuwehren, die mit dem Halten und dem Führen von Hunden verbunden sind. 

(2) Dieses Gesetz gilt für das Halten von Hunden in Schleswig-Holstein durch Hun-

dehalterinnen und Hundehalter, die 

1. in Schleswig-Holstein mit alleiniger Wohnung oder mit Hauptwohnung gemeldet 

sind, 

2. sich länger als zwei Monate ununterbrochen in Schleswig-Holstein aufhalten, wo-

bei unwesentliche Unterbrechungen unberücksichtigt bleiben, oder 

3. einen Sitz, eine Niederlassung oder eine Betriebsstätte in Schleswig-Holstein ha-

ben und deren Hund sich dort aufhält, 

sowie für das Führen von Hunden in Schleswig-Holstein. 

 

§ 2 

Zuständige Behörde, Aufsicht 

(1) Die Aufgaben nach diesem Gesetz werden, soweit nichts anderes bestimmt ist, 

den amtsfreien Gemeinden und Ämtern zur Erfüllung nach Weisung übertragen. Zu-

ständige Behörden im Sinne dieses Gesetzes sind die Bürgermeisterinnen und Bür-

germeister der amtsfreien Gemeinden und die Amtsvorsteherinnen und Amtsvorste-

her als örtliche Ordnungsbehörden, in deren Bezirk der Hund gehalten wird (Hal-

tungsort). 

(2) Zuständige Aufsichtsbehörde für die Aufgaben nach diesem Gesetz ist das In-

nenministerium. 

 

§ 3 

Allgemeine Pflichten 

(1) Hunde sind so zu halten und zu führen, dass von ihnen keine Gefahren für die 

öffentliche Sicherheit ausgehen. Eine Hundehalterin oder ein Hundehalter darf einen 

Hund nur solchen Personen überlassen, die die Gewähr dafür bieten, den Hund si-

cher im Sinne des Satzes 1 zu führen. 

(2) Hunde sind an einer zur Vermeidung von Gefahren geeigneten Leine zu führen 

1. in Fußgängerzonen, Haupteinkaufsbereichen und anderen innerörtlichen Berei-

chen, Straßen und Plätzen mit vergleichbarem Publikumsverkehr, 
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2. bei öffentlichen Versammlungen, Aufzügen, Volksfesten und sonstigen Veran-

staltungen mit Menschenansammlungen, 

3. in der Allgemeinheit zugänglichen umfriedeten oder anderweitig begrenzten 

Park-, Garten- und Grünanlagen mit Ausnahme besonders ausgewiesener Hun-

deauslaufgebiete, 

4. bei Mehrfamilienhäusern auf Zuwegen, in Treppenhäusern, in Aufzügen, in Flu-

ren und in sonstigen von der Hausgemeinschaft gemeinsam genutzten Räumen, 

5. in öffentlichen Gebäuden und öffentlichen Verkehrsmitteln, 

6. in Sportanlagen und auf Zelt- und Campingplätzen, 

7. auf Friedhöfen, 

8. auf Märkten und Messen. 

Die zuständige Behörde kann von Satz 1 Ausnahmen zulassen, wenn im Einzelfall 

Menschen, Tiere oder Sachen nicht gefährdet werden. 

(3) Es ist verboten, Hunde mitzunehmen in 

1. Kirchen, Kindergärten, Schulen und Krankenhäuser, 

2. Theater, Lichtspielhäuser, Konzert-, Vortrags- und Versammlungsräume und 

3. Badeanstalten sowie auf Badeplätze, Kinderspielplätze und Liegewiesen. 

Ferner ist es verboten, Hunde dort laufen zu lassen. Die Inhaberin oder der Inhaber 

des Hausrechts der in Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Einrichtungen kann Ausnahmen 

zulassen, wenn im Einzelfall Menschen, Tiere oder Sachen nicht gefährdet werden. 

Ausgenommen von diesem Verbot sind Blindenführhunde, Behindertenbegleithunde 

und Assistenzhunde. 

(4) Durch andere Rechtsvorschriften begründete Anleinpflichten und Mitnahmever-

bote, die über die Regelungen in den Absätzen 2 und 3 hinausgehen, bleiben unbe-

rührt. 

(5) Wer einen Hund außerhalb des befriedeten Besitztums der Hundehalterin oder 

des Hundehalters führt oder laufen lässt, hat diesem ein Halsband, eine Halskette 

oder eine vergleichbare Anleinvorrichtung mit einer Kennzeichnung anzulegen, auf-

grund derer die Hundehalterin oder der Hundehalter ermittelt werden kann. 

(6) Es ist verboten, Hunde mit dem Ziel einer gesteigerten Aggressivität und Gefähr-

lichkeit auszubilden. Inhaberinnen und Inhaber einer Erlaubnis nach § 34 a der Ge-

werbeordnung dürfen Hunde im Rahmen eines zugelassenen Bewachungsgewerbes 

einer ordnungsgemäßen Schutzdienstausbildung unterziehen. Dies gilt auch für die 
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Diensthunde von juristischen Personen des öffentlichen Rechts und fremde Streit-

kräfte. 

 

 

 

§ 4 

Sachkunde 

(1) Wer einen Hund hält, muss die dafür erforderliche Sachkunde besitzen. Sie ist 

der zuständigen Behörde auf Verlangen durch die erfolgreiche Ablegung einer theo-

retischen und einer praktischen Sachkundeprüfung nachzuweisen. Die theoretische 

Sachkundeprüfung ist vor der Aufnahme der Hundehaltung, die praktische Prüfung 

während des ersten Jahres der Hundehaltung abzulegen. Wird der Hund von einer 

juristischen Person gehalten, so muss die für die Betreuung des Hundes verantwort-

liche Person die erforderliche Sachkunde besitzen. 

(2) In der theoretischen Sachkundeprüfung sind die erforderlichen Kenntnisse über  

1. die Anforderungen an die Hundehaltung unter Berücksichtigung des Tierschutz-

rechts,  

2. das Sozialverhalten von Hunden und rassespezifische Eigenschaften von Hun-

den,  

3. das Erkennen und Beurteilen von Gefahrensituationen mit Hunden,  

4. das Erziehen und Ausbilden von Hunden und 

5. Rechtsvorschriften für den Umgang mit Hunden 

nachzuweisen. In der praktischen Sachkundeprüfung ist nachzuweisen, dass die 

nach Satz 1 erforderlichen Kenntnisse im Umgang mit einem Hund angewendet wer-

den können. Die die Prüfung abnehmende Person oder Stelle hat über das Bestehen 

der jeweiligen Prüfung eine Bescheinigung auszustellen und dafür ein vom Innenmi-

nisterium für verbindlich erklärtes Muster zu verwenden. 

(3) Die Sachkundeprüfungen werden von Personen und Stellen abgenommen, die 

die zuständige Behörde zu diesem Zweck anerkannt hat. Die Anerkennung erhält auf 

Antrag, wer die für die Abnahme der Prüfungen erforderlichen Kenntnisse und Fä-

higkeiten nachweist. Das Innenministerium legt per Verordnung die Voraussetzungen 

für die Annerkennung von Personen oder Stellen fest, die zur Abnahme der Sach-

kundeprüfungen legitimiert sind. 

(4) Eine Person oder Stelle, die  
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1. in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union,  

2. in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-

schaftsraum oder  

3. in einem Staat, demgegenüber die Mitgliedstaaten der Europäischen Union ver-

tragsrechtlich zur Gleichbehandlung seiner Staatsangehörigen verpflichtet sind,  

nach gleichwertigen Anforderungen oder in einem anderen Bundesland eine ent-

sprechende Anerkennung erhalten hat, gilt in Schleswig-Holstein als anerkannt.  

(5)  Das Anerkennungsverfahren kann über eine einheitliche Stelle nach den §§ 138 

a bis 138 e des Landesverwaltungsgesetzes abgewickelt werden. Hat die Fachbe-

hörde nicht innerhalb einer Frist von drei Monaten über den Antrag auf Anerkennung 

entschieden, so gilt die Anerkennung als erteilt; im Übrigen findet § 111 a des Lan-

desverwaltungsgesetzes Anwendung. Wer eine Anerkennung erhalten hat und die 

Anerkennungsvoraussetzungen nicht mehr erfüllt, hat dies der Fachbehörde oder 

einer einheitlichen Stelle mitzuteilen.  

(6) Die nach Absatz 1 Satz 1 erforderliche Sachkunde besitzt auch, wer nachweis-

lich  

1. innerhalb der letzten zehn Jahre vor der Aufnahme der Hundehaltung oder 

Betreuung für eine juristische und natürliche Person über einen Zeitraum von 

mindestens zwei Jahren ununterbrochen einen Hund gehalten oder für eine juris-

tische Person betreut hat, 

2. Tierärztin oder Tierarzt oder Inhaberin oder Inhaber einer Erlaubnis nach § 2 Ab-

satz 2 der Bundes-Tierärzteordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 

20. November 1981 (BGBI. I S. 1193), zuletzt geändert durch Art. 22 des Geset-

zes vom 06. Dezember 2011(BGBI. I S. 2515) zur vorübergehenden Ausübung 

des tierärztlichen Berufs ist, 

3. Brauchbarkeitsprüfungen für Jagdhunde abnimmt oder eine solche Prüfung mit 

einem Hund erfolgreich abgelegt hat, 

4. eine sonstige Prüfung bestanden hat, die vom Innenministerium als den Prüfun-

gen nach Absatz 1 Satz 2 gleichwertig anerkannt worden ist,  

5. eine Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 oder 2 b des Tierschutzgesetzes 

(TierSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mai 2006 (BGBI. I 

S.1206, 1313), zuletzt geändert durch Artikel 20 des Gesetzes vom 09. Dezem-

ber 2010 (BGBI. I S. 1934) zum Halten von Hunden in einem Tierheim oder einer 

ähnlichen Einrichtung für die dort gehaltenen Hunde oder zur Ausbildung von 
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Hunden zu Schutzzwecken für Dritte zur Unterhaltung einer Einrichtung hierfür 

besitzt, 

6. für die Betreuung eines von einer juristischen Person des öffentlichen Rechts 

oder fremder Streitkräfte gehaltenen Diensthundes verantwortlich ist, 

7. einen Hund des Such- und Rettungsdienstes sowie des Katastrophenschutzes 

hält oder führt,  

8. einen Herdengebrauchshund hält oder führt, oder 

9. einen Blindenführhund, einen Behindertenbegleithund oder einen Assistenzhund 

 hält oder führt.  

Die nach Satz 1 Nr. 4 als gleichwertig anerkannten Prüfungen macht das Innenminis-

terium im Schleswig-Holsteinischen Amtsblatt bekannt. 

 

§ 5 

Kennzeichnung 

Ein Hund, der älter als sechs Monate ist, ist durch ein elektronisches Kennzeichen 

(Transponder) mit einer Kennnummer zu kennzeichnen. Der Transponder muss in 

der Codestruktur und dem Informationsgehalt dem aktuellen Stand der Technik ent-

sprechen. 

 

§ 6 

Haftpflichtversicherung 

Für die durch einen Hund, der älter als sechs Monate ist, verursachten Schäden ist 

eine Haftpflichtversicherung mit einer Mindestversicherungssumme von 500 000 Eu-

ro für Personenschäden und von 250 000 Euro für Sachschäden abzuschließen. Zu-

ständige Stelle nach § 117 Absatz 2 Satz 1 des Versicherungsvertragsgesetzes ist 

die nach § 2 Absatz 1 Satz 1 zuständige Behörde. Satz 1 gilt nicht für juristische Per-

sonen des öffentlichen Rechts und für fremde Streitkräfte für die von ihnen gehalte-

nen Diensthunde. 

 

§ 7 

Mitteilungspflicht 

(1) Wer einen Hund hält, hat vor Vollendung des siebten Lebensmonats des Hundes 

gegenüber der das zentrale Register (§ 18) führenden Stelle folgendes anzugeben:  
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1. ihren oder seinen Namen, bei natürlichen Personen auch Vorname, Geburtstag 

und Geburtsort,  

2. ihre oder seine Anschrift,  

3. das Geschlecht und das Geburtsdatum des Hundes,  

4. die Rassezugehörigkeit des Hundes oder, soweit feststellbar, die Angabe der 

Kreuzung und  

5. die Kennnummer des Hundes (§ 5 Satz 1). 

Ist der Hund bei der Aufnahme der Hundehaltung älter als sechs Monate, so sind die 

Angaben innerhalb eines Monats nach Aufnahme der Hundehaltung zu machen. 

(2) Die folgenden Änderungen hat die Hundehalterin oder der Hundehalter innerhalb 

eines Monats gegenüber der das zentrale Register führenden Stelle anzugeben:  

1. die Aufgabe des Haltens des Hundes,  

2. das Abhandenkommen und den Tod des Hundes sowie  

3. Änderungen der Anschrift. 

 

§ 8 

Gefährliche Hunde 

(1) Erhält die zuständige Behörde einen Hinweis darauf, dass ein Hund, der von ei-

ner Hundehalterin oder einem Hundehalter nach § 1 Absatz 2 gehalten wird, eine 

gesteigerte Aggressivität aufweist, insbesondere 

1. eine über das natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, Angriffslust, 

Schärfe oder eine in ihrer Wirkung vergleichbare, Mensch oder Tier gefährdende 

Eigenschaft, insbesondere Beißkraft und fehlende Bisslösung, besitzt, 

2. einen Menschen gebissen hat, sofern dies nicht zur Verteidigung anlässlich einer 

strafbaren Handlung geschah, 

3. außerhalb des befriedeten Besitztums der Hundehalterin oder des Hundehalters 

wiederholt in gefahrdrohender Weise Menschen angesprungen hat oder ein an-

deres Verhalten gezeigt hat, das Menschen ängstigt, 

4. ein anderes Tier durch Biss geschädigt hat, ohne selbst angegriffen worden zu 

sein, oder einen anderen Hund trotz dessen erkennbaren artüblichen Unterwer-

fungsgestik gebissen hat oder 

5. durch sein Verhalten gezeigt hat, dass er unkontrolliert Wild, Vieh oder andere 

Tiere hetzt oder reißt, 
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so hat sie den Hinweis zu prüfen. Ergibt die Prüfung nach Satz 1 Tatsachen, die den 

Verdacht rechtfertigen, dass von dem Hund eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit 

ausgeht, so stellt die zuständige Behörde fest, dass der Hund gefährlich ist. Die Kla-

ge gegen die Feststellung nach Satz 2 hat keine aufschiebende Wirkung. 

(2) Wer einen Hund hält, der außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes 

durch Verwaltungsakt als gefährlich eingestuft worden ist, hat dies der zuständigen 

Behörde unverzüglich mitzuteilen. Die zuständige Behörde hat zu prüfen, ob der 

Hund gefährlich ist; Absatz 1 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 

 

§ 9 

Erlaubnisvorbehalt für das Halten gefährlicher Hunde 

(1) Das Halten eines Hundes, dessen Gefährlichkeit nach § 8 festgestellt worden ist, 

bedarf der Erlaubnis der zuständigen Behörde. 

(2) Einer Erlaubnis nach Absatz 1 bedürfen nicht 

1. die Inhaberinnen und Inhaber einer Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 

des Tierschutzgesetzes zum Halten von Hunden in einem Tierheim oder einer 

ähnlichen Einrichtung für die dort gehaltenen Hunde und 

2. juristische Personen des öffentlichen Rechts und fremde Streitkräfte für die von 

ihnen gehaltenen Diensthunde. 

 

§ 10 

Beantragung der Erlaubnis 

(1) Die Hundehalterin oder der Hundehalter hat unverzüglich nach der Feststellung 

der Gefährlichkeit des Hundes eine Erlaubnis nach § 9 zu beantragen oder das Hal-

ten des Hundes aufzugeben. Wird die Erlaubnis beantragt, so gilt das Halten des 

gefährlichen Hundes bis zur Entscheidung über den Antrag als erlaubt. Die Person, 

die den Hund führt, hat eine von der zuständigen Behörde auszustellende Beschei-

nigung über die Antragstellung mitzuführen und auf Verlangen zur Prüfung auszu-

händigen. Wird die Haltung des Hundes aufgegeben, so sind der zuständigen Be-

hörde Name und Anschrift der neuen Halterin oder des neuen Halters anzugeben; 

diese oder dieser ist darauf hinzuweisen, dass die Gefährlichkeit des Hundes festge-

stellt worden ist. 

(2) Bei einem Wechsel des Haltungsortes eines gefährlichen Hundes unterrichtet die 

bisher zuständige Behörde die nunmehr zuständige Behörde über die Feststellung 
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nach § 8 Absatz 1 sowie die Erteilung einer Erlaubnis nach § 9 Absatz 1 und eine 

Befreiung von der Maulkorbpflicht (§ 15 Absatz 5 Satz 3). 

 

§ 11 

Voraussetzungen und Inhalt der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis ist nur zu erteilen, wenn 

1. die Hundehalterin oder der Hundehalter 

a) das 18. Lebensjahr vollendet hat, 

b) die zum Halten des gefährlichen Hundes erforderliche Zuverlässigkeit (§ 12) 

und persönliche Eignung (§ 13) besitzt und 

c) nach Feststellung der Gefährlichkeit eine praktische Sachkundeprüfung ge-

mäß § 4 mit dem Hund bestanden hat, § 4 Absatz 6 findet insoweit keine 

Anwendung, 

2. die Fähigkeit des Hundes zu sozialverträglichem Verhalten durch einen Wesens-

test (§ 14) nachgewiesen ist, 

3. der Hund gemäß § 5 gekennzeichnet ist und 

4. für ihn der Abschluss einer Haftpflichtversicherung nach § 6 nachgewiesen ist. 

(2) Ist die Hundehalterin oder der Hundehalter eine juristische Person, sind die An-

forderungen des Absatzes 1 Nr. 1 durch die für die Betreuung des Hundes verant-

wortliche Person zu erfüllen. 

(3) Die Hundehalterin oder der Hundehalter hat der Behörde innerhalb von drei Mo-

naten nach Antragstellung die Unterlagen vorzulegen, die erforderlich sind, um das 

Vorliegen der Erlaubnisvoraussetzungen zu prüfen. Die Frist kann auf Antrag um 

höchstens drei Monate verlängert werden. Werden die Unterlagen bis zum Ablauf 

der Frist nicht vorgelegt, ist die Erlaubnis zu versagen. 

(4) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht 

mehr vorliegen. Die Erlaubnis kann befristet sowie mit Bedingungen und Auflagen 

verbunden werden. Auflagen können auch nachträglich aufgenommen, geändert 

oder ergänzt werden. 

(5) Widerspruch und Klage gegen die Versagung der Erlaubnis haben keine auf-

schiebende Wirkung. 

 

§ 12 

Zuverlässigkeit 
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(1) Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzt in der Regel nicht, wer 

1. wegen 

a) unerlaubten Umgangs mit gefährlichen Hunden, 

b) einer Straftat nach dem Tierschutzgesetz, dem Waffengesetz vom 11. Ok-

tober 2002 (BGBl. I S. 3970, ber. S. 4592), dem Gesetz über die Kontrolle 

von Kriegswaffen in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. November 

1990 (BGBl. I S. 2506), zuletzt geändert durch Artikel 10 der Verordnung 

vom 25. November 2003 (BGBl. I S. 2304), dem Sprengstoffgesetz in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 2002 (BGBl. I S. 3518), 

zuletzt geändert durch Artikel 113 der Verordnung vom 25. November 2003 

(BGBl. I S. 2304), oder dem Bundesjagdgesetz in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 29. September 1976 (BGBl. I S. 2849), zuletzt geändert 

durch Artikel 168 der Verordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I S. 

2304), 

c) einer anderen vorsätzlich begangenen Straftat zu einer Geldstrafe von mehr 

als 50 Tagessätzen oder zu einer Freiheitsstrafe rechtskräftig verurteilt wor-

den ist, wenn seit der letzten Verurteilung fünf Jahre noch nicht verstrichen 

sind, oder 

2. wiederholt gegen Vorschriften dieses Gesetzes oder der in Nummer 1 Buchst. b 

genannten Gesetze verstoßen hat. 

(2) Zur Prüfung der Zuverlässigkeit hat die Hundehalterin oder der Hundehalter ein 

Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde nach § 30 Absatz 5 des Bundes-

zentralregistergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. September 

1984 (BGBI. I S. 1229, 1985 I S. 195), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes 

vom 15. Dezember 2011 (BGBI. S. 2714) 

 zu beantragen. Die zuständige Behörde kann im Rahmen der Prüfung der Zuverläs-

sigkeit eine unbeschränkte Auskunft aus dem Bundeszentralregister einholen. 

 

§ 13 

Persönliche Eignung 

(1) Die erforderliche persönliche Eignung besitzt eine Person nicht, wenn Tatsachen 

die Annahme rechtfertigen, dass sie 

1. geschäftsunfähig ist, 
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2. aufgrund einer psychischen Krankheit oder einer geistigen oder seelischen Be-

hinderung nach § 1896 des Bürgerlichen Gesetzbuches betreut wird, 

3. von Alkohol oder Betäubungsmitteln abhängig ist oder 

4. aufgrund geringer körperlicher Kräfte den Hund nicht sicher führen kann. 

(2) Sind Tatsachen bekannt, die Bedenken gegen die persönliche Eignung begrün-

den, kann die zuständige Behörde die Beibringung eines fachärztlichen oder fach-

psychologischen Gutachtens auf Kosten der betreffenden Person anordnen. 

 

§ 14 

Wesenstest 

(1) Die Fähigkeit des Hundes zu sozialverträglichem Verhalten ist durch einen We-

senstest nachzuweisen, der von einer von der Tierärztekammer Schleswig-Holstein 

zugelassenen Person oder Stelle durchgeführt worden ist. Der Nachweis des sozial-

verträglichen Verhaltens kann auch durch einen in einem anderen Land durchgeführ-

ten Test erbracht werden, wenn dieser Test als dem Wesenstest nach Satz 1 gleich-

wertig anerkannt wird. 

(2) Das Innenministerium wird ermächtigt, durch Verordnung die Zulassung von Per-

sonen und Stellen, die Anforderungen des Wesenstests sowie das Verfahren zur 

Durchführung und zu Anerkennung von Tests aus anderen Ländern zu regeln. 

 

§ 15 

Besondere Pflichten für das Halten und Führen gefährlicher Hunde 

(1) Gefährliche Hunde sind so zu halten, dass sie ein befriedetes Besitztum gegen 

den Willen der Hundehalterin oder des Hundehalters nicht verlassen können. 

(2) Die Hundehalterin oder der Hundehalter darf einen gefährlichen Hund außerhalb 

eines befriedeten Besitztums nur persönlich führen oder eine Person damit beauftra-

gen, die eine Bescheinigung nach Absatz 7 Satz 1 besitzt. 

(3) Außerhalb eines befriedeten Besitztums sind gefährliche Hunde an einer zur 

Vermeidung von Gefahren geeigneten Leine zu führen, die höchstens zwei Meter 

lang sein darf. Die Anleinpflicht gilt nicht in den als Hundeauslaufgebiet gekenn-

zeichneten Gebieten, wenn das Hundeauslaufgebiet eingezäunt ist und der Hund 

einen das Beißen verhindernden Maulkorb trägt. 

(4) Jedem gefährlichen Hund ist außerhalb eines befriedeten Besitztums ein leuch-

tend hellblaues Halsband anzulegen. 
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(5) Gefährlichen Hunden ist außerhalb eines befriedeten Besitztums sowie bei Mehr-

familienhäusern auf Zuwegen, in Treppenhäusern, in Aufzügen und in Fluren ein das 

Beißen verhindernder Maulkorb anzulegen. Dies gilt nicht für Hunde bis zur Vollen-

dung des sechsten Lebensmonats. Auf Antrag kann die zuständige Behörde, insbe-

sondere unter Berücksichtigung des Wesenstests, eine Befreiung von der Maulkorb-

pflicht nach Satz 1 erteilen; dies gilt nicht, wenn es sich um einen gefährlichen Hund 

nach § 8 Absatz 1 Nr. 2 handelt. Für die Befreiung von der Maulkorbpflicht gilt § 11 

Absatz 4 Satz 2 entsprechend. 

(6) Die Hundehalterin oder der Hundehalter hat beim Führen eines gefährlichen 

Hundes die Erlaubnis nach § 10 Absatz 1 und eine nach Absatz 5 Satz 3 erteilte Be-

freiung mitzuführen und auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen. 

(7) Die zuständige Behörde hat einer anderen Person als der Hundehalterin oder 

dem Hundehalter auf Antrag eine Bescheinigung darüber auszustellen, dass sie ei-

nen gefährlichen Hund außerhalb eines befriedeten Besitztums führen darf, wenn die 

Person die Voraussetzungen des § 11 Absatz 1 Nr. 1 lit. a bis c erfüllt. Die Person 

hat beim Führen des Hundes diese Bescheinigung, die Erlaubnis nach § 10 Absatz 1 

und eine nach Absatz 5 Satz 3 erteilte Befreiung mitzuführen und auf Verlangen zur 

Prüfung auszuhändigen. 

 

 

§  16 

Mitwirkungspflichten, Betretungsrecht, Grundrechtseinschränkung 

(1) Soweit es zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlich ist, haben Hundehalte-

rinnen und Hundehalter die ihren Hund betreffenden Feststellungen zu ermöglichen, 

Auskünfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen. Die zur Auskunft verpflichtete Per-

son kann die Auskunft über solche Fragen verweigern, deren Beantwortung sie oder 

eine der in § 383 Absatz 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Perso-

nen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz 

über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(2) Bedienstete und sonstige Beauftragte der zuständigen Behörde dürfen, soweit 

dies zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich ist, 

1. Grundstücke mit Ausnahme von Wohngebäuden jederzeit und 

2. Betriebsräume während der Betriebszeiten 
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betreten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des 

Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 

 

§ 17 

Zentrales Register 

(1) Das Innenministerium führt ein zentrales Register, in dem die Angaben der Hun-

dehalterinnen und Hundehalter nach § 7 gespeichert werden. Das Register dient der 

Identifizierung eines Hundes, der Ermittlung der Hundehalterin oder des Hundehal-

ters und der Gewinnung von Erkenntnissen über die Gefährlichkeit von Hunden in 

Abhängigkeit von Rasse, Geschlecht und Alter. 

(2) Das Innenministerium kann das Führen des zentralen Registers einer Landesbe-

hörde übertragen. Es kann auch eine juristische Person des Privatrechts mit deren 

Einverständnis durch Verwaltungsakt oder durch öffentlich-rechtlichen Vertrag mit 

dem Führen des zentralen Registers beauftragen, wenn die Beauftragte die Gewähr 

für eine sachgerechte Erfüllung der Aufgabe bietet. Das Innenministerium macht die 

Übertragung oder Beauftragung im Schleswig-Holsteinischen Amtsblatt bekannt. Die 

Beauftragte unterliegt der Fachaufsicht des Innenministeriums. 

(3) Die zuständige Behörde kann im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung nach diesem 

Gesetz Auskunft aus dem zentralen Register einholen. 

 

§ 18 

Anerkennung von Entscheidungen und Bescheinigungen anderer Länder 

Erlaubnisse, Sachkundebescheinigungen und Befreiungen, die von zuständigen Stel-

len anderer Länder erteilt wurden, sollen von der zuständigen Behörde anerkannt 

werden, wenn sie den durch dieses Gesetz gestellten Anforderungen im Wesentli-

chen entsprechen. 

 

§ 19 

Sonstige Maßnahmen zur Gefahrenabwehr 

(1) Unbeschadet der Vorschriften dieses Gesetzes können die zuständigen Behör-

den nach Maßgabe des Landesverwaltungsgesetzes die im Einzelfall notwendigen 

Maßnahmen treffen, um eine von einem Hund ausgehende Gefahr für die öffentliche 

Sicherheit abzuwehren. 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 18. Wahlperiode Drucksache 18/925

 

15 

(2) Die Befugnis der nach § 175 Absatz 1 des Landesverwaltungsgesetzes zustän-

digen Behörden, zur Abwehr abstrakter von Hunden ausgehender Gefahren weiter-

gehende Regelungen in Verordnungen über die öffentliche Sicherheit zu erlassen, 

bleibt unberührt. 

§ 20 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 einen Hund nicht so hält oder führt, dass von die-

sem keine Gefahr für die öffentliche Sicherheit ausgeht, 

2. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 2 einer Person überlässt, die nicht die Gewähr dafür 

bietet, den Hund sicher im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 1 zu führen, 

3. entgegen § 3 Absatz 2 einen Hund nicht an der Leine führt, 

4. entgegen § 3 Absatz 3 einen Hund mitnimmt oder dort laufen lässt, 

5. entgegen § 3 Absatz 5 einem Hund ein Halsband, eine Halskette oder eine ver-

gleichbare Anleinvorrichtung mit der vorgeschriebenen Kennzeichnung nicht an-

legt, 

6. entgegen § 3 Absatz 6 Satz 1 einen Hund ausbildet, 

7. entgegen § 4 einen Hund ohne die erforderliche Sachkunde hält, 

8. gegen die Kennzeichnungspflicht nach § 5 verstößt, 

9. gegen die Versicherungspflicht nach § 6 verstößt, 

10. gegen die Mitteilungspflichten nach § 7, 10 Absatz 1 Satz 4 verstößt, 

11. entgegen § 9 Absatz 1 einen Hund ohne die erforderliche Erlaubnis hält, 

12. entgegen § 10 Satz 3 die Bescheinigung über die Antragstellung nicht mitführt 

oder aushändigt, 

13. gegen eine Auflage nach § 11 Absatz 4 verstößt, 

14. entgegen § 15 Absatz 1 einen gefährlichen Hund nicht so hält, dass er das be-

friedete Besitztum nicht gegen den Willen der Hundehalterin oder des Hundehal-

ters verlassen kann, 

15. einen gefährlichen Hund entgegen § 15 Absatz 2 durch eine Person führen lässt, 

die keine Bescheinigung nach § 15 Absatz 7 Satz 1 besitzt, 

16. entgegen § 15 Absatz 3 Satz 1 einen gefährlichen Hund nicht angeleint oder 

nicht an einer geeigneten Leine führt, 

17. entgegen § 15 Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 5 Satz 1 einem gefährlichen Hund 

keinen das Beißen verhindernden Maulkorb anlegt, 
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18. entgegen § 15 Absatz 4 einem gefährlichen Hund kein leuchtend hellblaues 

Halsband anlegt, 

19. entgegen § 15 Absatz 6 die Erlaubnis oder die Befreiung nicht mitführt oder aus-

händigt, 

20. entgegen § 15 Absatz 7 Satz 2 die Bescheinigung, die Erlaubnis oder die Befrei-

ung nicht mitführt oder aushändigt, 

21. entgegen § 16 Absatz 1 eine Mitteilungspflicht nicht erfüllt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 Euro geahndet 

werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 6 Absatz 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ord-

nungswidrigkeiten ist die zuständige Behörde nach § 2 Absatz 1. 

 

§ 21 

Übergangsregelungen 

(1) Ist ein Hund, der vor dem 01.01.2014 durch einen Transponder, der nicht den 

Anforderungen des § 5 Satz 2 entspricht, mit einer Kennnummer gekennzeichnet 

worden, so ist dies ausreichend. 

(2) Erlaubnisse zum Halten eines gefährlichen Hundes nach § 3 Absatz 1 des 

Schleswig-Holsteinischen Gesetzes zur Vorbeugung und Abwehr der von Hunden 

ausgehenden Gefahren von 28. Januar 2005 (GVOBl. S. 51) gelten als Erlaubnisse 

nach § 9 fort. 

(3) Wer am 01.01.2014 einen Hund hält, der älter als sechs Monate ist, hat die An-

gaben nach § 7 Absatz 1 Satz 1 bis zum 01.01.2014 zu machen. 

(4) Zulassungen von Personen und Stellen für die Durchführung eines Wesenstests 

nach § 11 des Gesetzes zur Vorbeugung und Abwehr der von Hunden ausgehenden 

Gefahren vom 28. Januar 2005 (GOVBl. S. 51) gelten als Zulassungen nach § 14 

fort. 
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Artikel 2 

Inkrafttreten 

 

(1) Dieses Gesetz tritt am 01.01.2014 in Kraft. Abweichend von Satz 1 treten Artikel 

1 § 4 Abs. 1 und 2, § 7 Abs. 1 und 2.01.01.2016 in Kraft. 

 

 

 

Oliver Kumbartzky 

und Fraktion 

 


